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Abwägung zum Bebauungsplan Nr. 049 „Gewerbegebiet Jüchen-Ost“, 3. Änderung - Erschließung energieautarker Bauhof  
hier: Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB – Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 

Nr. Behörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschlussvorschlag 

1 Bezirksregierung Arns-

berg: Abt. 6 - Bergbau 

und Energie in NRW 

Zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten Sie folgende Hinweise: 

Das Plangebiet liegt über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld "Elsen 5" im 

Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, hier vertreten durch 

die RWE Power AG, Abt. Liegenschaften und Umsiedlung in 50416 Köln. 

 

Der Planungsbereich ist nach den hier vorliegenden Unterlagen (Differenzenpläne mit 

Stand: 01.10.2018 aus dem Revierbericht, Bericht 1, Auswirkungen der Grundwasser-

absenkung, des Sammelbescheides - Az.: 61.42.63 -2000-1 -) von durch  Sümpfungs-

maßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betrof-

fen. Für die Stellungnahme wurden folgende Grundwasserleiter (nach Einteilung von 

Schneider & Thiele, 1965) betrachtet: Oberes Stockwerk, 9B, 8, 7, 6D, 6B, 2 - 5, 09, 07 

Kölner Scholle, 05 Kölner Scholle. 

 

Folgendes sollte berücksichtigt werden: 

Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb der 

Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zu-

nahme der Beeinflussung der Grundwasserstände im Planungsgebiet in den 

nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist 

nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwieder-

anstieg zu erwarten. 

 

Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch bei 

einem späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegun-

gen möglich. Diese können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an 

der Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die 

Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichti-

gung finden. 

 

Ich empfehle Ihnen diesbezüglich, zu zukünftigen Planungen, sowie zu Anpassungs- 

und Sicherungsmaßnahmen eine Anfrage an die RWE Power AG, Stüttgenweg 2 in 

50935 Köln, sowie für konkrete Grundwasserdaten an den Erftverband, Am Erftverband 

6 in 50126 Bergheim zu stellen, sofern nicht bereits geschehen. 

Die Stellungnahme wird be-

rücksichtigt und entspre-

chende Hinweise sind Teil 

der textlichen Festsetzun-

gen und Begründung. 

Die Stellungnahme 

wird berücksichtigt 
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Ein Entsprechender Hinweis auf die bestehende Grundwasserproblematik wurde be-

reits in den Textlichen Festsetzungen und der Begründung aufgenommen. 

2 Bezirksregierung Düs-

seldorf:  Dez. 22 (Ge-

fahrenabwehr, Hafen-

sicherheit, Kampfmit-

telbeseitigung) 

Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen liefern Hin-

weise auf vermehrte Bombenabwürfe. Ich empfehle eine Überprüfung der zu überbau-

enden Fläche auf Kampfmittel im ausgewiesenen Bereich der beigefügten Karte. Die 

Beauftragung der Überprüfung erfolgt über das Formular Antrag auf Kampfmittelunter-

suchung. 

Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeni-

veau von 1945 abzuschieben. 

Erfolgen Spezialtiefbauarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 

Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. empfehle ich eine Bohrlochde-

tektion. Beachten Sie in diesem Fall den Leitfaden auf unserer Internetseite. 

 

Weitere Informationen finden Sie auf meiner Homepage. 

Die Stellungnahme wird be-

rücksichtigt. Eine entspre-

chende Untersuchung wird 

veranlasst und parallel zum 

weiteren Verfahrensverlauf 

durchgeführt. 

Die Stellungnahme 

wird berücksichtigt. 
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3 Bezirksregierung Düs-

seldorf: Dez. 53 (Im-

missionsschutz - ein-

schl. anlagenbezoge-

ner Umweltschutz) 

Im Rahmen des o.g. Verfahrens haben Sie mich beteiligt und um Stellungnahme gebe-

ten. 

 

Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgende Stellungnahme: 

Gegen die Planung bestehen von hier keine Bedenken. 

 

Hinsichtlich der Belange der ländlichen Entwicklung und Bodenordnung (Dez. 33) 

ergeht folgende Stellungnahme: 

Aus Sicht der von Dezernat 33 zu vertretenden Belange bestehen keine Bedenken und 

Anregungen. 

 

Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4) ergeht folgende Stel-

lungnahme: 

Gegen die Änderung in dem oben genannten Bereich im Regierungsbezirk Düsseldorf 

bestehen aus meiner Sicht keine Bedenken, da sich im Planungsgebiet meines Wis-

sens keine Bau- oder Bodendenkmäler befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht 

des Landes oder Bundes stehen. 

Da meine Zuständigkeiten nur für Denkmäler im Eigentums- oder Nutzungsrecht des 

Landes oder Bundes gegeben sind empfehle ich -falls nicht bereits geschehen- den 

LVR -Amt für Denkmalpflege im Rheinland-, Pulheim und die zuständige kommunale 

Untere Denkmalbehörde zu beteiligen. 

Bitte beteiligen Sie insbesondere den LVR -Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, 

da zum 01.06.2022 das Denkmalschutzgesetz novelliert wurde und somit auch vermu-

tete Bodendenkmäler zum Schutzumfang dazu gehören. Die Informationen zu den ver-

muteten Bodendenkmälern liegen ausschließlich beim LVR -Amt für Bodendenkmal-

pflege im Rheinland, Endenicher Str.133, 53115 Bonn. 

 

Hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes (Dez. 53) ergeht folgende Stellung-

nahme: 

Dez. 53.1B LUP: 

Gemäß KABAS (Kartografische Abbildung von Betriebsbereichen und Anlagen nach 

Störfall-Verordnung) wird die gegenständliche Planfläche durch Achtungsabstände be-

nachbarter Betriebsbereiche im Sinne des § 3(5a) BImSchG tangiert. Es handelt sich 

dabei um folgende Störfallbetriebe: 

- HAWA Flüssiggas GmbH -&gt; Achtungsabstand 350m 

- 3M Deutschland GmbH European Distribution Center (EDC Jüchen) -&gt; Achtungs-

abstand 500m 

 

vgl. Bild 1: KABAS Lageplan mit B-Plan-Standort (s. Anhang) 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. Hin-

sichtlich der Belange der 

Denkmalangelegenheiten 

wurde das LVR -Amt für Bo-

dendenkmalpflege im 

Rheinland im Rahmen der 

frühzeitigen Beteiligung um 

eine Stellungnahme gebe-

ten. Inhaltliches hierzu ist 

der entsprechenden Abwä-

gung zu entnehmen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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Ziel der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 049 ist die Ausweisung einer 20m x 

10m großen Verkehrsfläche. Dadurch sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen 

zur Errichtung einer Verlängerung der Robert-Bosch-Straße zum Zweck der Erschlie-

ßung des zukünftigen energieautarken Bauhofs geschaffen werden. 

Unter Berücksichtigung der Regelungsinhalte des § 50 BImSchG bzw. des Art. 13 der 

Seveso-III-Richtlinie (land-use planning - Überwachung der Ansiedlung) wird durch das 

gegenständliche Bauleitplanverfahren keine Konfliktlage ausgelöst. Von daher beste-

hen gegen die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 049 keine Bedenken. 

 

Hinsichtlich der Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) ergeht folgende Stellung-

nahme: 

WRRL: 

Unter 7.3 der Begründung zur 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 049 wird fälsch-

licherweise angegeben, dass im Plangebiet kein Oberflächengewässer vorhanden ist. 

Im Plangebiet liegt ein namenloser Graben. 

An allen Oberflächengewässer ist grundsätzlich die Europäische Wasserrahmenrichtli-

nie (WRRL) umzusetzen. Das Zielerreichungsgebot bzw. Verbesserungsgebot sowie 

das Verschlechterungsverbot sind Bestandteile der Bewirtschaftungsziele der Oberflä-

chengewässer und im §§ 27 ff. WHG geregelt. Demnach sind die Bewirtschaftungsziele 

rechtlich verbindlich und bei allen Planungen und Vorhaben zu berücksichtigen. Eine 

signifikante Verschlechterung des Gewässers kann nicht festgestellt werden. Aus Sicht 

der WRRL bestehen somit grundsätzlich keine Bedenken. 

 

Folgende von mir zu vertretenden Belange sind von dem Vorhaben nicht berührt: 

-Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) 

 

Hinweis: 

Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirksregierung Düsseldorf 

als Träger öffentlicher Belange. 

Insofern wurden lediglich diejenigen Fachdezernate beteiligt, denen diese Funktion im 

vorliegenden Verfahren obliegt. Andere Dezernate/Sachgebiete haben die von Ihnen 

vorgelegten Unterlagen daher nicht geprüft. 

Dies kann dazu führen, dass von mir z.B. in späteren Genehmigungs- oder Antragsver-

fahren auch (Rechts-)Verstöße geltend gemacht werden können, die in diesem Schrei-

ben keine Erwähnung finden. 

Bitte beachten Sie die Anforderungen an die Form der TÖB-Beteiligung: 

 

https://www.brd.nrw.de/ueber-uns/die-bezirksregierung/die-bezirksregierung-als-trae-

ger-oeffentlicher-belange 
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und 

 

https://www.brd.nrw.de/system/files/media/document/2023-05/20230519_toeb_zusta-

endigkeiten.pdf 

 

 

4 Deutsche Glasfaser 

Holding GmbH 

Im angefragtem Bereich: 

 

Robert Bosch Strasse 10, 41363 Rhein-Kreis Neuss 

 

befinden sich aktuell keine Versorgungseinrichtungen der Deutschen Glasfaser Netz 

Operating. 

 

Die Aktualität der beiliegenden Bestands- und Übersichtpläne kann nur für die folgen-

den 20 Arbeitstage garantiert werden. 

 

Für zukünftige Anforderungen von Planauskünften steht Ihnen auch unser Kontaktfor-

mular unter: 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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https://www.deutsche-glasfaser.de/unternehmen/kontakt/planauskunft/ 

 

zur Verfügung. 

 

Für Ihre Anfrage bedanken wir uns und verbleiben 

 

 

5 Deutsche Telekom 

Technik GmbH:  West 

PTI 24 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentüme-

rin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom 

Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesi-

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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cherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dem-

entsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung neh-

men wir wie folgt Stellung: 

 

Gegen die Planung haben wir keine Bedenken. 

6 Erftverband Abwassertechnische Leitungen, Messstellen und Anlagen des Erftverbandes sind der-

zeit durch die v. g. Maßnahme nicht betroffen. 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht seitens des Erftverbandes bestehen keine Bedenken 

gegen die Planung. 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

7 Gemeinde Titz: FB 2 - 

Gemeinde- und Struk-

turentwicklung, Wirt-

schaftsförderung 

- - - 

8 Geologischer Dienst 

Nordrhein-Westfalen 

Landesbetrieb 

- - - 

9 Handwerkskammer 

Düsseldorf 

Wir beziehen zum vorliegenden Planvorentwurf insoweit Stellung, als wir keine grund-

sätzlichen Bedenken oder Anregungen vortragen. Aus unserer Sicht muss allerdings 

für die weitere Planung Energieautarker Bauhof, der dann über die Robert-Bosch-

Straße erschlossen wird, unbedingt sichergestellt werden, dass die Anliefer- und Anlie-

gerverkehre ansässiger Gewerbebetriebe auf der Robert-Bosch-Straße nach wie vor 

uneingeschränkt möglich sind und durch das vom Bauhof ausgehende Verkehrsauf-

kommen nicht beeinträchtigt werden. Ansonsten würde dies zu einer nicht hinnehmba-

ren Einschränkung der betrieblichen Tätigkeiten vor Ort führen. 

 

Hinsichtlich des erforderlichen Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung 

gemäß § 2 Abs. 4 BauGB haben wir keine Hinweise. 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

Die Robert-Bosch-Straße 

und der Knotenpunkt Ro-

bert-Bosch-Straße/Neusser 

Straße sind ausreichend di-

mensioniert, um die Ver-

kehre, welche durch die Er-

schließung des Energieau-

tarken Bauhofs erzeugt wer-

den, aufzunehmen. Ein-

schränkungen der betriebli-

chen Tätigkeiten der ansäs-

sigen Gewerbebetriebe sind 

nicht zu erwarten. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

10 Industrie- und Han-

delskammer Mittlerer 

Niederrhein Krefeld 

Die Stadt Jüchen beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für einen 

"Energieautarken Bauhof" zu schaffen. Konkret soll eine Erschließung für den Perso-

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 



9 
 

(Krefeld - Mönchengla-

dbach - Neuss) 

nen- und Kraftverkehr zwischen Robert-Bosch-Straße und Polo-Areal geschaffen wer-

den. 

 

Nach den der IHK zur Verfügung stehenden Unterlagen und Informationen bestehen 

derzeit aus gesamtwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken gegen die vorliegende Pla-

nung. 

11 Kreiswerke Greven-

broich 

Gegen den o. g. Bebauungsplan bestehen von Seiten der Kreiswerke Grevenbroich 

GmbH keine Bedenken, wenn die Belange der Trinkwasserversorgung berücksichtigt 

werden.  

Wir gehen davon aus, dass die techn. Regelwerke, wie z. B. die DIN 1998 Unterbringen 

von Leitungen und Anlagen in öffentlichen Flächen oder das DVGW Merkblatt GW 125 

Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle, bei dem Aufstellen des Bebauungsplanes 

berücksichtigt wurden. 

 

Bitte informieren Sie die Kreiswerke frühzeitig, welche Firma von Ihnen mit den Tief-

bauarbeiten für die Erschließung beauftragt wird. 

 

Aus Gründen der Gewährleistung und zur Vermeidung von Behinderungen bei der Bau-

ausführung sollte die Leitungsverlegung zusammen mit der Erschließungsmaßnahme 

ausgeführt werden. 

 

Vergeben werden die Arbeiten im Namen und auf Rechnung der Kreiswerke Greven-

broich GmbH. Die Bauüberwachung, Abrechnung, Abnahme und Überwachung der Ge-

währleistung für die Verlegung der Wasserleitung erfolgt durch die Kreiswerke Greven-

broich GmbH. 

 

Aus technischen Gründen bitten wir um Zusendung des Bebauungsplanes im DXF-For-

mat im Koordinatensystem ETRS_1989_UTM_Zone_32N_8Stellen. 

 

Für evtl. Rückfragen stehe ich Ihnen als zuständiger Ansprechpartner gerne zur Verfü-

gung. 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

Die technischen Regel-

werke werden bei den spä-

teren Erschließungsmaß-

nahmen berücksichtigt. 

 

Die Durchführung der not-

wendigen Erschließungs-

maßnahmen wird rechtzeitig 

mit den Kreiswerken und al-

len anderen betroffenen 

Versorgungsunternehmen 

koordiniert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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12 Landesbetrieb Stra-

ßenbau NRW: Regio-

nalniederlassung Nie-

derrhein - Hauptsitz 

Mönchengladbach 

Die angefügten allgemeinen Forderungen sind zu berücksichtigen. 

Es bestehen daher grundsätzlich keine Bedenken. 

 

Sofern Rückfragen bestehen, stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

Die allgemeinen Forderun-

gen werden berücksichtigt. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

13 Landesbüro der Natur-

schutzverbände NRW: 

BUND 

- - - 

14 Landesbüro der Natur-

schutzverbände NRW: 

NABU 

- - - 

15 LVR: Amt für Boden-

denkmalpflege im 

Rheinland 

- - - 

16 NEW Netz GmbH - - - 

17 NEW Netz GmbH  

Grundsatzplanung 

Rhein-Kreis-Neuss 

Gegen die o. g. Änderung des Bebauungsplanes werden hinsichtlich der öffentlichen 

Erdgas- und Stromversorgung grundsätzlich keine Bedenken erhoben. 

 

Ein Ausbau der Versorgungsnetze ist erforderlich um ausreichende Kapazitäten bereit-

stellen zu können. 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

18 Niersverband - - - 

19 Rhein-Kreis-Neuss: 

Der Landrat 

Ich habe die im Betreff genannte Planung aus wasser-, altlasten-, bodenschutz-, immis-

sionsschutz- und naturschutzrechtlicher sowie aus gesundheitsbehördlicher Sicht ge-

prüft. Im Einzelnen nehme ich wie folgt Stellung: 

 

Wasserwirtschaft 

Für die vorgenannte Erschließung muss der namenlose Graben gekreuzt werden. Für 

die Kreuzung des Grabens mit einer Überfahrt ist eine Genehmigung nach § 22 LWG 

bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen. 

Die geplante Änderung umfasst die Ausweisung einer ca. 200 m² großen Verkehrsflä-

che (Breite 10 m) in Verlängerung des östlichen Endes der Robert-Bosch-Straße zum 

Zweck der Erschließung des zukünftigen energieautarken Bauhofes auf dem Flurstücks 

449. Der Begründung ist zu entnehmen, dass die geplanten Anlagen zur Erschließung 

Die Stellungnahme wird be-

rücksichtigt. 

 

Die vorgebrachten redaktio-

nellen Korrekturen in Bezug 

auf die Wasserwirtschaft 

wurden in die Begründung 

übernommen. Ebenso 

wurde der Korrektur der Ein-

griffs-/Ausgleichsbilanzie-

rung gefolgt und diese ent-

sprechend angepasst. 

Die Stellungnahme 

wird berücksichtigt.  

 

 



15 
 

des Bauhofs nicht auf anderem Wege erstellt werden können. Die geplante Verkehrs-

fläche kreuzt ein namenloses Gewässer, das südlich der A 46 beginnt und dem Kott-

hundsgraben zufließt. Das Gewässer wurde im Jahr 2012 im Zusammenhang mit dem 

Bau des Regenrückhaltebeckens Süd ertüchtigt. Diese Maßnahme wurde zusammen 

mit der Errichtung des Rückhaltebeckens und der Ertüchtigung des Kotthundsgrabens 

mit Bescheid vom 05.07.2010 plangenehmigt gemäß § 68 WHG 

 

Die vorgelegte Begründung zur Bebauungsplanänderung stellt in Teil B "Auswirkungen 

der Planung" unter Ziffer 1 "Auswirkungen auf ausgeübte Nutzungen" lediglich eine Nut-

zung des betreffenden Bereichs als Verkehrsfläche, öffentliche Grünfläche und Fläche 

für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

dar. Weiter wird unter Ziffer 7.3 "Oberflächengewässer" ausgeführt, dass im Plangebiet 

keine Oberflächengewässer anzutreffen sind. Dies ist nicht korrekt, denn im nun zu än-

dernden Teilbereich des Bebauungsplangebietes befindet sich das o. g. Gewässer. 

Zwar wird unter Ziffer 7.5 "Starkregenereignisse" eingeräumt, dass der vorhandene of-

fene Graben verrohrt werden soll und der Plan enthält die zeichnerische Darstellung 

des Gewässerprofils, jedoch ist auch bereits in den o.g. Passagen der Begründung das 

Vorhandensein des Gewässers korrekt darzustellen. 

 

Die Begründung führt hinsichtlich der Starkregengefahrensituation aus, dass im zu än-

dernden Planbereich keine Überflutungsgefährdung vorliegt. 

 

Für die Überbauung des Gewässers mit einer Verkehrsfläche ist eine Verrohrung mit 

ausreichender Dimensionierung bzw. Brücke erforderlich. Grundsätzlich sollte nach 

Möglichkeit aus gewässerökologischen Gründen auf die Überbauung von  Gewässern 

verzichtet werden. Unter Berücksichtigung des ephemeren Charakters des Gewässers 

und der Tatsache, dass lt. den vorgelegten Unterlagen die Erschließung über die Ro-

bert-Bosch-Straße alternativlos ist, bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen 

die geplante Überfahrt, sofern die Überbauung des Gewässers nicht zu einer Ver-

schlechterung der Vorflutsituation insbesondere bei Starkregen führt. Die für die Über-

bauung mit einer Verkehrsfläche erforderliche Anlage im/am Gewässer bedarf der was-

serrechtlichen Zulassung gem. § 22 Landeswassergesetz. Bei der Planung sind die 

Gewässerdaten des o. g. Plangenehmigungsbescheids zu berücksichtigen. 

 

Bodenschutz und Altlasten 

Es bestehen keine Bedenken gegen den Bebauungsplan-Entwurf. Die bodenschutz-

rechtlichen Belange werden, insbesondere in den textlichen Festsetzungen zum Be-

bauungsplan ausreichend berücksichtigt. 
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Naturschutz und Landschaftspflege 

Entgegen der Angaben in der Begründung ist bei einem Verfahren nach § 13 BauGB 

die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung anzuwenden. Im Verfahren nach § 13 

BauGB kann von der Umweltprüfung, von dem Umweltbericht und von der Angabe, 

welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen werden. Die 

Eingriffsregelung ist jedoch kein Teil der Umweltprüfung, sondern ein eigenständiger 

Teil eines Bebauungsplanverfahrens (§ 18 BNatSchG, § 1a Abs. 3 BauGB). 

 

Daher ist die Eingriffsregelung anzuwenden. 

· Zustimmend: Schrödter, Baugesetzbuch, BauGB § 13 Rn. 30, beck-online 

· Zustimmend: Brügelmann/Scharmer, 127. EL Juli 2023, BauGB § 13 Rn. 89 

· Zustimmend: EZBK/Krautzberger, 150. EL Mai 2023, BauGB § 13 Rn. 47 

 

Vorliegend wurde in der Begründung unter Ziffer 5.3 bereits eine Eingriffsbilanzierung 

erstellt. 

 

Bei der Überplanung einer festgesetzten Ausgleichsfläche muss, wie in der Begründung 

grundsätzlich auch dargelegt, sowohl der Eingriff in das vorhandene Biotop (entspre-

chend dem heutigen Realzustand, nicht entsprechend der Planung) als auch die sei-

nerzeit bei Aufstellung des Ursprungsbebauungsplanes bilanzierte Aufwertung kom-

pensiert werden. 

 

Ich schlage daher aus hiesiger Sicht folgende Bilanzierung vor. 

 

A. Bewertung des Ist-Zustandes 

1 2 3 4 5 6 7 8 

Flä-
chen-
Nr. 

Code Biotoptyp 
(vgl. Biotopty-
penwertliste) 

Fläche 
m² 

Grund-
wert A 
(lt. Bio-
topty-
penwert-
liste) 

Ge-
samt-
korrek-
turfak-
tor 

Ge-
samt-
wert 
(Spalte 
5x6) 

Einzel-
flächen-
wert 
(Spalte 
4x7) 

1 7.2 Ufergehölz 
(vorw. Erlen) 

100 5 1,2 6 600 

2 9.4 Graben, be-
dingt naturnah 

50 6 1 6 300 

3 3.4 Intensivwiese, 
artenarm 

50 3 1 3 150 

4 7.2 auf 
7.1 
(2001) 

Graben mit 
Uferbepflan-
zung 

[150] 7-3 = 4 1 4 600 



17 
 

5 3.2, 8.1 
auf 3.1 
(2001) 

Graben beglei-
tende Fett-
wiese mit Ge-
hölzstrukturen 
auf Acker 

[50] 5-2 = 3 1 3 150 

Gesamtflächenwert A                   1800 

 

Die Aufwertung des Ufergehölzes (Fl.-Nr. 1) erfolgt wegen des hohen Anteils gebiets-

typischer Arten (BE, lrg100, ta3-5). Der Graben (Fl.-Nr. 2) wurde vor ca. 10 Jahren aus 

einem begradigten Graben entwickelt. Der Zustand heute hat nur den Zustand eines 

bedingt naturnahen Gewässers erreicht. 

Dazu ist in die Bilanz noch die Aufwertung einzustellen, die in der 1. Änderung des 

Bebauungsplanes zuletzt bilanziert wurde, nach dem LANUV-Verfahren 2001. Dies 

sind vorstehend die Flächen-Nrn. 4 und 5. Dabei muss der Ausgangszustand, einmal 

Acker und einmal naturferner Graben jeweils abgezogen werden, da die Ursprungsbio-

toptypen Acker und naturferner Graben nicht noch einmal ausgeglichen werden müs-

sen. 

 

B. Festsetzungen der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 07 

1 2 3 4 5 6 7 8 

Flä-
chen-
Nr. 

Code Biotoptyp 
(vgl. Biotopty-
penwertliste) 

Fläche 
m² 

Grund-
wert A 
(lt. Bio-
topty-
penwert-
liste) 

Ge-
samt-
korrek-
turfak-
tor 

Ge-
samt-
wert 
(Spalte 
5x6) 

Einzel-
flächen-
wert 
(Spalte 
4x7) 

1 1.1 Versiegelte 
Fläche (Öf-
fentliche Er-
schließung 
inkl. Öffentli-
cher Stell-
plätze) 

200 0 0 0 0 

Gesamtflächenwert B                   0 

 

Damit müssen nur 1.800 Punkte extern ausgeglichen werden. 

 

Landschaftsplan 

Der Geltungsbereich des Landschaftsplanes ist in der Karte des Kreises noch nicht an 

den tatsächlichen Geltungsbereich angepasst worden. 

Er beschränkt sich gemäß § 7 Abs. 2 LNatSchG auf im Bebauungsplan nach § 9 Absatz 

1 Nummer 11, 14 bis 18, 20 und 24 bis 26 BauGB festgesetzten Flächen. Damit liegt 

die Änderung im Geltungsbereich des Landschaftsplanes. Die festgesetzte Maßnahme 
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6.5.1.308 "Ufergehölz" wurde bereits umgesetzt und bleibt auch nach der Umsetzung 

der 3. Änderung weitgehend erhalten. 

 

Daher wird der Bewertung in Ziffer 5.6 der Begründung zugestimmt. 

20 RWE Power AG Abt. 

POJ-LN 

- - - 

21 Stadt Bedburg: Fach-

dienst 5 - Stadtpla-

nung, Bauordnung, 

Wirtschaftsförderung -  

Wir bedanken uns für die Beteiligung in diesem Verfahren. 

Von Seiten der Stadt Bedburg bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben. 

Wir wünschen weiterhin viel Erfolg bei der Planung. 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

22 Stadt Erkelenz: Pla-

nungsamt 

- - - 

23 Stadt Grevenbroich FB 

61 Stadtplanung Bau-

ordnung 

- - - 

24 Stadt Jüchen: Amt für 

öffentliche Infrastruktur 

Aus straßenbautechnischer Sicht bestehen keine Bedenken gegen den Bebauungs-

plan. Die Anbindung an das vorhandene Straßennetz kann über die vorhandene Wen-

deanlage Robert-Bosch-Straße erfolgen. Dazu ist eine Querung des parallel zum Pla-

nungsgebiet verlaufenden namenlosen Graben (Gemarkung Jüchen, Flur 10, Flurstück, 

717) erforderlich. Die entsprechend erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen 

sind mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen. 

 

Im Hinblick auf die abwassertechnische Erschließung bestehen ebenfalls keine Beden-

ken gegen den Bebauungsplan. 

Die anfallenden Regen- und Schmutzwässer können an die vorhandene Trennkanali-

sation angeschlossen werden. 

 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist die Ableitung von Regenwasser grundsätzlich im 

Rahmen der Möglichkeiten zu reduzieren. 

 

Aus diesem Grund sind im weiteren Planungsprozess abflussreduzierende bzw. verzö-

gernde Maßnahmen (Zisternen, Brauchwasseranlage, wasserdurchlässige Oberflä-

chenbefestigungen, Dachbegrünung etc.) zu prüfen. 

 

Es existiert bereits eine Vorplanung des Ingenieurbüros IB Goldmanns vom 31.03.2022, 

Die Stellungnahme wird be-

rücksichtigt. Die vorge-

brachten Anregungen wer-

den im weiteren Verfahrens-

verlauf Berücksichtigung fin-

den. 

Die Stellungnahme 

wird berücksichtigt. 
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die jedoch an die neuen Anforderungen des geplanten Baubetriebhofes anzupassen 

ist. Berücksichtigt ist hierbei eine eine ca. 7,25 m x 28 m lange Zuwegung von der Wen-

deanlage Robert-Bosch-Straße über den Graben bis zur Grenze des Erschließungs-

grundstückes. Ohne genaue Angaben zum anfallenden Niederschlagswasser wurde 

hierbei zunächst von einfachen Hausanschlüssen ausgegangen, ggfs erforderliche zu-

sätliche Leistungen zur Niederschlagswasserbeseitigung (Ertüchtigung/Erweiterung 

des vorhandenen Regenrückhaltebeckens) sind gemäß einer Entwässerungsstudie aus 

dem Jahr 2014 vom IB Burst ggfs. erforderlich. 

25 Stadt Jüchen: Bauauf-

sicht und Denkmal-

schutz 

- - - 

26 Stadt Jüchen: Ord-

nungsamt - Brand-

schutz 

- - - 

27 Stadt Jüchen: Ord-

nungsamt - Verkehr  

Aus verkehrstechnischer Sicht bestehen keine Bedenken. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

28 Stadt Korschenbroich: 

Stadtplanung und Bau-

ordnung 

- - - 

29 Stadt Mönchenglad-

bach: FB 61 - Stadt-

entwicklung und Pla-

nung 

- - - 

30 Vodafone West GmbH 

(ehemals Unitymedia) 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 19.12.2023. 

 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante 

Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine Te-

lekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekom-

munikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer 

unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 

 

Bitte beachten Sie: 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfreimachung, 

etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, dass die verschie-

denen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion hier noch separat Stellung nehmen. 

Demnach gelten weiterhin die bisherigen Kommunikationswege. Wir bitten dies für die 

nächsten Monate zu bedenken und zu entschuldigen. 

31 Westnetz GmbH:  Re-

gionalzentrum Neuss - 

Netzplanung (Doku-

mentation und Liegen-

schaften) 

Vielen Dank für Ihre Mitteilung. 

Wir haben die Unterlagen auf unsere Belange geprüft. 

Anbei unsere Stellungnahme: 

Gegen das genannte Vorhaben bestehen keine Einwände, da unsere Belange hier-

durch nicht berührt werden. 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

 


